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Unterrichtung 
durch das Europäische Parlament 

Entschließung zu den Repressionen in Tibet und dem Ausschluß des Dalai Lama 
von  der Weltmenschenrechtskonferenz 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT  — 

A. besorgt über die zahlreichen Festnahmen in Tibet in jüngster 
Zeit, die im Anschluß an die Demonstrationen der vergange-
nen Wochen und vor dem Besuch einer Delegation von EG-
Botschaftern am 16. Mai 1993 erfolgten und mit denen ganz 
offensichtlich versucht wurde, den Kontakt zwischen poli-
tischen Dissidenten und der EG-Delegation zu verhindern, 

B. unter Hinweis auf die Erklärung der EPZ vom 1. Juni 1993 im 
Anschluß an den Besuch von EG-Diplomaten in Tibet vom 
16. bis 23. Mai 1993, in der diese ihre Besorgnis zum Ausdruck 
brachte, 

C. entsetzt darüber, daß dem Dalai Lama trotz der Proteste der 
österreichischen Regierung, die ihn eingeladen hatte, auf der 
Weltmenschenrechtskonferenz der UNO in Wien nicht das 
Wort erteilt wurde, 

D. unter Hinweis darauf, daß der Dalai Lama, wie er deutlich 
gemacht hat, die Achtung der Menschenrechte und der kul-
turellen Autonomie der Tibeter und nicht die politische Unab-
hängigkeit Tibets fordert, 

E. unter Hinweis auf seine früheren Entschließungen zu den 
Menschenrechtsverletzungen in Tibet — 

1. bedauert die brutale Niederschlagung der Demonstrationen 
und die harte Behandlung politischer Gefangener in Tibet; 

2. fordert die unverzügliche Freilassung und die Garantie der 
körperlichen Unversehrtheit aller Inhaftierten, sofern ihnen 
nicht international anerkannte Straftaten zur Last gelegt wer-
den, einschließlich Genduri Rinchen, Lobsang Yontan und 
Damchoe Pem, die sich in Isolationshaft befinden; 

Zugeleitet mit Schreiben des Generalsekretärs des Europäischen Parlaments — 21891 — vom 6. Juli 1993. 
Das Europäische Parlament hat die Entschließung in der Sitzung vom 24. Juni 1993 angenommen. 
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3. fordert die chinesische Regierung auf, die Anwesenheit aus-
ländischer Beobachter bei den Verhandlungen aller vor 
Gericht gestellten Hälftlinge zuzulassen; 

4. fordert die EG-Botschafter in China auf, einen umfassenden 
Bericht über ihren Besuch in Tibet abzufassen und ihm diesen 

Bericht zu übermitteln; 

5. ersucht die EPZ, im Rahmen ihrer guten Dienste Druck auf die 
chinesische Regierung auszuüben, damit sie das Reiseverbot 
für ausländische Journalisten nach Tibet aufhebt und das 
Gesetz von 1987 abschafft, wonach Ausländern verboten ist, 
Demonstrationen zu beobachten oder Aufnahmen davon zu 

machen; 

6. fordert eine unabhängige Untersuchung der brutalen Nieder-
schlagung der Demonstrationen sowie freien Zugang für inter-
nationale humanitäre Organisationen wie Amnesty Internatio-
nal und schlägt vor, daß der Unterausschuß Menschenrechte 
und die Delegation für die Beziehungen zu der Volksrepublik 
China die Möglichkeit einer Informationsreise des Europäi-
schen Parlaments prüfen, mit der Aufgabe, unter Begleitung 
von unabhängigen Sachverständigen und deren eigenen tibe-
tanischen Dolmetschern die Lage der Menschenrechte in 

Tibet zu untersuchen; 

7. bedauert zutiefst, daß die geplante Ansprache des Dalai Lama 
vor der Weltmenschenrechtskonferenz der Vereinten Natio-
nen in Wien auf chinesischen Druck hin von der Tagesord-

nung abgesetzt wurde; 

8. erinnert daran, daß China an einem Ausbau seiner Handels-
beziehungen zur Gemeinschaft und seiner politischen Bezie-
hungen zu den Mitgliedstaaten interessiert ist; drängt die 
Kommission, alle künftigen Wirtschafts- und Handelsabkom-
men mit der Volksrepublik China von der Achtung der Men-
schenrechte in China und Tibet abhängig zu machen; 

9. fordert eine Politik der wirtschaftlichen Entwicklung, die den 
Tibetern zugute kommt, anstatt den Zustrom von Chinesen 

nach Tibet zu fördern; 

10. fordert eine Wiederaufnahme der Verhandlungen zwischen 
dem Dalai Lama und der chinesischen Regierung sowie eine 
demokratische, wirklich autonome Lösung für Tibet; 

11. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung der 
Kommission, dem Rat und der EPZ, den Regierungen und 
Parlamenten der Mitgliedstaaten, Österreich und der Volksre-
publik China, dem Generalsekretär der UNO sowie dem Dalai 
Lama zu übermitteln. 
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